
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Undenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 21.08.2025 
 
in Undenheim, Goldbach Halle Undenheim, Alzeyer Straße 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 22:06 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Hans-Thomas Zimmerer Ortsbürgermeister   
Frank Noll 1. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Holger Kröhler 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Peter Dietz Ratsmitglied   
Sandra Finger Ratsmitglied   
Stephanie Schrod Ratsmitglied   
Rolf Bernhardt Ratsmitglied   
Dietmar Albert Ratsmitglied   
Stefanie Arndt Ratsmitglied   
Jochen Grosch Ratsmitglied   
Marc Curschmann Ratsmitglied   
Rowina Weismantel-Nagel Ratsmitglied   
Helga Jung Ratsmitglied   
Heiko Krebs Ratsmitglied   
Gunther Manz Ratsmitglied   
Werner Held Ratsmitglied   
Michelle Hammen Ratsmitglied   
Marcus Becker Ratsmitglied   
Ralf Geist Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Wilhelm Horn Ratsmitglied   
Helmut Best Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Andreas Kup 2. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Karin Bachmann Schriftführung   
Steffen Heyn    
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Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Undenheim sind mit der Einladung vom 
12.08.2025 auf Donnerstag, 21.08.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Der Vorsitzende informiert, dass vor Eintritt in die Tagesordnung ein nichtöffentlicher 
informeller Austausch der Firma WIWI Consult mit 2 Vertretern zu 
Windkraftanlagen/Windenergie vor Ort mit den Gemeinderatsmitgliedern stattgefunden hat.  
 
Er begrüßt Herrn Heyn von der VG/FB 3 Bauen, Frau Sandra Derichs von der Kita Leitung 
Arche Noah, Herrn Krebs und Herrn Hand von der WIWI Consult sowie Herrn Kröhler von der 
Allgemeinen Zeitung. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Unterrichtung KITA-Sozialarbeit  

 
3. Kooperationsvereinbarung bzgl. Kita-Sozialarbeit 

(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0058) 
 

4. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 11.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß 
§ 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0049) 
 

5. Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 bei der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz von einer landwirtschaftlichen in eine Gewerbefläche 
hier: Ergänzung des Antrages auf Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 bei der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz durch eine private landwirtschaftliche Fläche und 
Eisenbahnfläche in eine Gewerbefläche 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0050) 
 

6. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 in der 
Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das Sachgebiet 
Energieversorgung (Windenergie) 
Hier: Zweite erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
Frist: 23.09.2025 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0060) 
 

7. Undenheim; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Außerhalb; Flur 2, Flurstück 151/2  
Fristende: 02.09.2025 
Errichtung eines Wohncontainers / Antrag wurde zurückgezogen 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0048) 
 

8. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 7, Flurstück 10/19 
Fristende: 23.09.2025 
Errichtung eines Einfamilienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0051) 
 

9. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 BImSchG auf 
Neugenehmigung und § 9 BImSchG auf Vorbescheid von 4 Windenergieanlagen in der 
Gemarkung Hahnheim und Undenheim vom Typ Enercon E-175 EP5 E2 
Frist: 27.08.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0047) 
 

10. Sanierung von Betonfundamenten der Urnenstelen auf dem Friedhof Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0041) 
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11. Pflasterung eines Fußweges auf dem Friedhof; Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0057) 
 

12. Friedhof der Ortsgemeinde Undenheim 
2. Änderung der Friedhofssatzung 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0045-1) 
 

13. KiTa Arche Noah, Vergabe Personalcontainer 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0056) 
 

14. Gemeinde Undenheim; Bebauungsplanverfahren "1. Abschnitt - Alter Ortskern, 10. 
Änderung" einschließlich Bebauungsplan "Sportanlage, 1. Änderung"; Hier: 
Aufhebungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0006) 
 

15. DGH Undenheim 
hier: Umrüstung der vorhandenen Beleuchtung auf LED im Rahmen der KIPKI-Förderung 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0059) 
 

16. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 6, Flurstück 88/4, 88/7 
Fristende: 24.09.2025 
Neubau eines Reihenhauses (RH1) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0052) 
 

17. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 6, Flurstück 88/5, 88/8 
Fristende: 24.09.2025 
Neubau eines Reihenhauses (RH2) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0053) 
 

18. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 6, Flurstück 88/6 
Fristende: 24.09.2025 
Neubau eines Reihenhauses (RH3) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0054) 
 

19. Baumpflegearbeiten zur Herstellung der Verkehrssicherheit 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0043-1) 
 

20. Kerb 2025 
 

21. Anträge der Fraktionen 
 

21.1 Antrag der BfU - Sanierung der Grillhütte im Schulwald sowie der Feuerstelle und des 
umliegenden Geländes 
 

21.2 Antrag der UFL - Einrichtung und Förderung öffentlich zugänglicher E-Ladestationen 
 

21.3 Antrag der UFL - Noch mehr Trinkwasserbrunnen für Rheinland-Pfalz  
 

22. Mitteilungen 
 

23. Anfragen 
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Nach dem Nichtöffentlichen Teil  
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Beratung: 
 
Ausgleichsfläche / Versickerungsmulde Regenwasser: Regenwasser wird über eine 
Versickerungsmulde abgeführt, keine Anbindung an Gullis vorhanden. Pflegemaßnahmen der 
Fläche erfolgen regelmäßig. Bedenken einer Bürgerin: Die Dimension der kleinen Mulde ist 
für Starkregenereignisse unzureichend.  
 
Spielturm – Elterninitiative: Hinweis von Frau Denise Müller (Elterninitiative), ob der neue 
Spielturm in den Planungen der Kommune berücksichtigt worden sei. Sie fragt an, ob es eine 
realistische Umsetzung für 2026 inkl. Finanzierung gäbe. Der Vorsitzende weist auf die 
Investitionsliste 2026 hin und merkt vor, dass das Thema Bestandteil der Haushaltsberatungen 
2026 sein wird.  
 
 
 
 
2. Unterrichtung KITA-Sozialarbeit   

 
Beratung: 
 
Frau Derichs berichtet über die mögliche Einrichtung einer Stelle für die Kita-Sozialarbeit und 
stellt eine Verstärkung in der Personalausstattung mit einer 100-Prozent-Finanzierung durch 
den Kreis vor. Ziel der Aufstockung sei die Unterstützung der Kita-Leitungen aus den vier 
Kommunen (Undenheim, Hahnheim, Köngernheim, Selzen), die sich beteiligen, mittels 
Förderung des Austauschs und der Beratung untereinander sowie Fortbildungen, Schulungen 
und konzeptionelle Weiterentwicklung der Kita-Sozialarbeit. Eine Kooperationsvereinbarung 
zur Stelle ist zwischen den Ortsgemeinden Undenheim, Köngernheim, Hahnheim und Selzen 
vorbereitet worden. Der positive Bewilligungsbescheid seitens der Kreisverwaltung liegt den 
Kommunen vor. Eine 30-Stunden-Kraft als Sozialpädagoge/-in oder Sozialarbeiter/-in soll 
eingestellt  werden. Die Stelle soll soweit möglich zum 01.09.2025 ausgeschrieben und zum 
01.10.2025 besetzt werden. Die Trägerschaft liegt hier bei der Kommune Undenheim und 
verbleibt dort.  
 
Die Gemeinde Selzen stellt ein Büro zur Verfügung, Ausstattung und Betriebskosten sind von 
den beteiligten vier Kommunen gemeinschaftlich zu tragen. Die Umsatzsteuerregelung muss 
noch geklärt werden.  
 
Der interkommunale Ansatz wird im Rat ausdrücklich begrüßt. Das Thema sollte auch im 
Sozialausschuss besprochen werden. 
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3. Kooperationsvereinbarung bzgl. Kita-Sozialarbeit 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0058) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinden Hahnheim, Köngernheim, Selzen und Hahnheim haben sich in 
Vorgesprächen auf die Schaffung einer gemeinsamen Stelle für die Kita-Sozialarbeit 
verständigt. 
Die Verwaltung wurde diesbezüglich beauftragt, einen Entwurf für eine 
Kooperationsvereinbarung zu erarbeiten. 
 
Die Refinanzierung der gemeinsamen Stelle erfolgt durch das Sozialraumbudget der 
Kreisverwaltung. Der Förderbescheid ist befristet, weshalb auch die 
Kooperationsvereinbarung befristet ist. Es besteht die Möglichkeit auf eine Verlängerung. 
 
Die pädagogische Leitung wird arbeitsrechtlich bei der Ortsgemeinde Undenheim verortet. 
Diese ist folglich Anstellungskörperschaft. In diesem Kontext ist beachtlich, dass Arbeits- und 
Förderrecht nicht deckungsgleich sein müssen. 
 
Mit Blick auf das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz sowie die Regelungen im § 2b 
Umsatzsteuergesetz ist die angedachte Kooperation nicht ganz unproblematisch. Die 
Verwaltung empfiehlt, perspektivisch Verhandlungen über eine Angliederung der Stelle auf 
Kreisebene zu führen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt dem Abschluss der Kooperationsvereinbarung zur Kita-Sozialarbeit, 
wie von der Verwaltung ausgearbeitet, zu. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 060/ Budget 100 - Personal 

 
 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  

 Buchungsstelle: 060/36501-414431 und 060/36501-414431 
 
Beratung: 
 
Der Rat folgt dem Beschlussvorschlag und nimmt 2 Ergänzungen in der vorliegenden 
Kooperationsvereinbarung vor: 
 
§ 3 Finanzierung und Kostenverteilung  
 

1) Die Finanzierung der Stelle erfolgt anteilig durch die beteiligten Gemeinden [NEU - 

ZUSATZ] und die Refinanzierung über die Kreisverwaltung Mainz-Bingen. 

§ 7 Laufzeit und Verlängerung 
 

2) Die Vereinbarung kann mit der Zustimmung aller beteiligten Gemeinden über den 

Bewilligungszeitraum hinaus verlängert werden [NEU – ZUSATZ] in Absprache mit 

der Kreisverwaltung Mainz-Bingen. 
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Beschluss: 
 
Es erfolgt die Abstimmung im Rat mit den Ergänzungen zum Vertrag.  
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja - einstimmig angenommen 
 
 
 
 
4. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 11.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0049) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat am 04. Juni 2024 den 
Aufstellungsbeschluss zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für den Bereich des 
Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein gefasst. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 21. Oktober 2024 bis einschließlich 22. November 2024 
statt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 
Abs. 1 BauGB) sowie der Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde vom 16. Oktober 
2024 bis einschließlich 22. November 2024 durchgeführt. 
 
Gemäß der vorliegenden Entwurfsfassung ist die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung 'Rechenzentrum' im überwiegenden Teil (ca. 44 ha) und einer 
gewerblichen Baufläche im südöstlichen Teilbereich des Planungsareals (ca. 14 ha) 
beabsichtigt. Die Ausweisungen von Versorgungsflächen für eine bestehende 
Entwässerungsfläche im Nordosten und einen Bereich für Elektrizität und Gas im äußersten 
Südosten werden übernommen (ca. 2 ha). Die Darstellung von Grünflächen transportiert 
Qualitätsvorgaben, zum einen eine substanzielle umlaufende Eingrünung des Geländes sowie 
zum anderen eine innere Durchgrünung (zusammen ca. 10 ha). Darüber hinaus werden die 
bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet hineinragen, sowie randliche Gewässer III. 
Ordnung und ein Biotop, nachrichtlich übernommen. 
 
Gegenüber der Fassung zum Vorentwurf wurden in der Planzeichnung nur geringfügige 
Anpassungen vorgenommen. Konkret handelt es sich um eine leicht veränderte Grenzziehung 
zwischen der Sonderbauflächen und der gewerblichen Baufläche sowie Modifikationen der 
Lage des innergebietlichen Grünzugs. Fachliche Anregungen und Hinweise aus der 
landesplanerischen Entscheidung sowie aus den frühzeitigen Beteiligungsverfahren sind 
gemäß der Maßstabsebene der Flächennutzungsplanung eingegangen. Erkenntnisse aus der 
parallellaufenden Bebauungsplanung der Stadt Nierstein, insbesondere zu Fachthemen, 
wurden soweit sie für die Flächennutzungsplanung relevant sind, ebenfalls in abstrahierter 
Form ergänzt. Darauf wird verschiedentlich in der Begründung verwiesen. Weiterhin wurde 
der Umweltbericht entsprechend ergänzt. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB werden Sie als Nachbargemeinde an dem 
Verfahren beteiligt.  
Sie werden hiermit um Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 
in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park, Stand: Juni 
2025) bis zum 15. August 2025 gebeten. 
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Die Unterlagen zum Planentwurf (Plan, Planbegründung mit Umweltbericht, Gutachten sowie 
die nach Einschätzung der Verbandsgemeinde wesentlichen vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen) werden Ihnen ab sofort unter  
https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu elektronisch bereitgestellt.  
 
Die Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans "Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum" wird 
parallel zur vorliegenden Beteiligung durchgeführt. 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung zur 8. FNP-Änderung und zum Bebauungsplan erfolgt in der Zeit 
vom 21. Juli 2025 bis 29. August 2025. 
 
Das vorliegende Projekt der Errichtung eines europaweit bedeutsamen Rechenzentrums wie 
auch die Folgenutzung der seit langen Jahren brachliegenden Konversionsfläche sind für die 
Verbandsgemeinde, die Stadt Nierstein und die gesamte Region vom größtem Gewicht. 
 
 
Anlagen: (Alle Unterlagen können unter https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/ oder in der 
Fachabteilung Bauen und Umwelt, im Gebäude „Castello“ Raum 209/210 eingesehen 
werden.) Planzeichnung, Textl. Festsetzungen mit Begründung und Umweltbericht sowie 
Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Ortsgemeinde/Stadt gem. § 4 Abs. 2 mit Abgabe 
ihrer Äußerung bis spätestens 15.08.2025 beteiligt.  
Da eine Sitzung des Gemeinderates erst nach der Frist stattfindet, wurde eine 
Verlängerung bis zum 11.09.2025 bewilligt.  
  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur „8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 
(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park)“ im Verfahren der Behördenbeteiligung  
(§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 

A) Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Analgen 
in der vorliegenden Fassung. 

oder 
 

B) Der Gemeinderat beschließt folgende Anregungen, Hinweise und/oder Bedenken 
vorzutragen. (Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beschluss: 
 
Der Rat folgt dem Beschlussvorschlag A)  
 
A) Abstimmungsergebnis: 19 x Ja - einstimmig angenommen 
 
  

https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu
https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/
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5. Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 bei der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz von einer landwirtschaftlichen in eine Gewerbefläche 
hier: Ergänzung des Antrages auf Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 bei 
der Verbandsgemeinde Rhein-Selz durch eine private landwirtschaftliche Fläche 
und Eisenbahnfläche in eine Gewerbefläche 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0050) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In Ergänzung der Gemeinderatsitzung vom 12.06.2025 DS-Nr. 060/2025/0028 möchte die 
Gemeinde Undenheim den Geltungsbereich des Gewerbegebietes um die privaten Flächen 
Flur 7, Flurstücke 131/1 und 131/2 ergänzen.  
 
Der Eigentümer beabsichtigt die Errichtung von gewerblichen Einrichtungen mit 
Betriebswohnungen auf dem ca. 4.000 m² großen Grundstück. Die Grundstücke sind im 
Flächennutzungsplan 2030 zum Teil als landwirtschaftliche Fläche und zum Teil als 
Eisenbahnfläche dargestellt.  
 
Außerdem weist der Bebauungsplan „Gewerbegebiet 2. Änderung“ für diese Flächen 
Bahnanlagen und Grünfläche vor.   
 
Um Baurecht zu schaffen muss sowohl der Flächennutzungsplan 2030 geändert und ein 
Bebauungsplan erstellt werden. 
 
Die Fläche befindet sich direkt neben der geplanten Gewerbefläche „Hinterm Bahnhof, 5. BA“. 
Für diese Fläche wurde im Gemeinderat Undenheim am 12.06.2025 der Antrag auf Änderung 
des Flächennutzungsplanes 2030 bei der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschlossen. 
 
Der Antragsteller ist bereit die Kosten anteilig zu übernehmen. 
 
Anlagen:  
1_ Antrag des Grundstückeigentümers 
2_ Lageplan der Grundstücke Flur 7, Flurstück 131/1 und 131/2 
3_Lageüplan mit Darstellung der Gewerbefläche 
4-Lageplan mit Darstellung der Gewerbefläche vergrößert 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Erweiterung des Geltungsbereichs der Gewerbefläche zur 6. 
Änderung des Flächennutzungsplanes um die Flurstücke Flur 7, Flurstück 131/1 und 131/2.  
 
Beratung: 
 
Randbemerkung aus dem Rat: Frau Weismantel-Nagel bittet darum, Anträge, die von 
Ratsmitgliedern in der Sitzung gestellt werden, namentlich zu protokollieren, was im 
Folgenden umgesetzt ist. 
 
Beschluss: 
 
Antrag von Frau Weismantel-Nagel: Der TOP soll in den Bauausschuss weitergegeben 
werden.  
 
Der Rat stimmt über den Antrag von Frau Weismantel-Nagel ab.  
 
Abstimmungsergebnis:  4 x Ja, 12 x Nein, 3 x Enthaltung. 
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Der Rat wird die Vorlagen-Nummer 060/2025/0050 nicht in den Bauausschuss weitergeben 
und schließt sich dem vorliegenden Beschlussvorschlag mit der Erweiterung des 
Geltungsbereichs an. 
 
Abstimmungsergebnis: 10 x Ja, 4 x Nein, 5 x Enthaltung. 
 
 
 
 
6. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 

2014 in der Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das 
Sachgebiet Energieversorgung (Windenergie) 
Hier: Zweite erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
Frist: 23.09.2025 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0060) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Regionalvertretung der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe hat durch Beschluss 

vom 23. Juni 2025 den Entwurf zur vierten Teilfortschreibung des Regionalen 

Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe für das zweite erneute Anhörungsverfahren und die 

zweite erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 9 Abs. 3 Raumordnungsgesetz (ROG) 

i.V.m. § 6 Abs. 4 Satz 5 und § 10 Landesplanungsgesetz (LPlG) freigegeben. Die erneute 

Offenlage wird auf drei Wochen gem. § 9 Abs. 3 ROG verkürzt. 

 Die Anhörung und Offenlegung erfolgt gemäß Bekanntmachung im Staatsanzeiger vom 11. 

August 2025 in der Zeit 19. August bis einschließlich 9. September 2025. Anregungen 

können bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist vorgebracht werden. Sollten Sie 

sich bis zum 23. September 2025 zu dem beigefügten Planentwurf nicht geäußert haben, wird 

davon ausgegangen, dass weder Bedenken noch Anregungen vorgetragen werden. Ein 

Anspruch auf Berücksichtigung später vorgebrachter Einwendungen besteht nur bei 

beantragter Fristverlängerung. 

Die Planänderungen in der Raumordnungskarte sind in Anlage 3 dokumentiert.  

Die Unterlagen zur Anhörung sind im Internet auf der Seite der Planungsgemeinschaft 

https://www.pg-rheinhessen-nahe.de/projekte/fortschreibungen-rop/ veröffentlicht. 

Für den Bereich VG Rhein-Selz gibt es folgende Änderungen gegenüber der verbindlichen 
Fassung und der Änderung gegenüber der ersten Anhörung: 
Änderungen im Kartenteil (Anlage 3) 
Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 5:  

- Anpassung wg. kritischer Infrastruktur (Rhein-Selz-Park) 500 m Puffer zum 

Rechenzentrum 

Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 5a:  
- Erweiterung im Südosten, aber auf Bechtolsheimer Gemarkung um einen 75 m Saum 

reduziert. Aufgrund von Greifvogelhorsten in der Umgebung soll die Zulässigkeiten  

von WEA gegenüber dem FNP nicht erweitert werden. 

Anlagen:  
Änderungen an der Gesamtkarte ROP im Vergleich zur ersten erneuten Anhörung im Bereich 
der VG Rhein-Selz 
 

https://www.pg-rheinhessen-nahe.de/projekte/fortschreibungen-rop/
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Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Ortsgemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 4. 

Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 keine 

Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. 

Oder 
 

B) Der Ortsgemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 4. 

Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 

folgende Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. (Diese sind in der 

Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beschluss: 
 
Der Rat schließt sich dem Beschlussvorschlag mit der Variante A) an:  
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja für A) - Einstimmig 
 
 
 
 
7. Undenheim; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Außerhalb; Flur 2, Flurstück 151/2  
Fristende: 02.09.2025 
Errichtung eines Wohncontainers / Antrag wurde zurückgezogen 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0048) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 02.09.2025 
 
• Bauvoranfrage  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Errichtung eines Wohncontainers. 
 
Das Grundstück befindet sich im Außenbereich der Gemarkung Undenheim. Im wirksamen 
Flächennutzungsplan, Stand 2030, ist das Grundstück als landwirtschaftliche Fläche 
dargestellt.  
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Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist nicht gesichert und sollte mit einer 
Sondernutzungsvereinbarung zwischen der Ortsgemeinde Undenheim und dem 
Antragssteller abgeschlossen werden. 
 
Das Einvernehmen mit einer Auflage oder mit einem Vorbehalt zu erteilen ist ungültig 
und muss von der Kreisverwaltung Mainz-Bingen als versagtes Einvernehmen 
aufgenommen werden. 
Ein Versagen des Einvernehmens aufgrund einer noch auszuführenden 
Sondernutzungsvereinbarung ist unzulässig. 
 
Der Hinweis zur nicht gesicherten Erschließung dient zu dem Zweck, dass eine 
Sondervereinbarung mit dem Eigentümer getroffen wird. 
 
Zeitgleich zur Erstellung der Beschlussvorlage wurden 2 Exemplare des Bauantrages an die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen mit einer Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung 
zur Bauvoranfrage gesendet. 
In der Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung an die Kreisverwaltung Mainz-
Bingen zum Bauantrag wurde die Erschließung als nicht gesichert angegeben. Sofern von der 
Ortsgemeinde eine Sondervereinbarung mit dem Antragsteller geschlossen wird, muss diese 
dann durch den Antragsteller an die Kreisverwaltung Mainz-Bingen gesendet werden.  
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nicht nachgewiesen.  Es müssen 2 Stellplätze 
nachgewiesen werden.  
Hierfür wird die Kreisverwaltung aufgefordert aussagekräftige Unterlagen anzufordern.  
Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde 
keinen Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden 
Bauvoranfrage.  
 
Beratung: 
 
Der Rat tauscht sich aus und stellt einen Mangel fest, der auch in der Beschlussvorlage steht: 
die verkehrstechnische Erschließung ist nicht gesichert.  
 
Beschluss:  
 
Der Rat erteilt KEIN Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden Bauvoranfrage.  
 
Abstimmungsergebnis: 0 x Ja, 16 x Nein, 3 x Enthaltung  
 
Das Einvernehmen wird versagt. 
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8. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 7, Flurstück 10/19 
Fristende: 23.09.2025 
Errichtung eines Einfamilienhauses 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0051) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 23.09.2025 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung eines Einfamilienhauses. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird/wird nicht nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat schließt sich dem Beschlussvorschlag an.  
 
Abstimmungsergebnis: 18 x Ja, 0 x nein, 1 Enthaltung  
 
Der Vorsitzende wird bei der VG eine Klarstellung darüber einholen, dass Stellplätze 
vorhanden sind.  
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9. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 
BImSchG auf Neugenehmigung und § 9 BImSchG auf Vorbescheid von 4 
Windenergieanlagen in der Gemarkung Hahnheim und Undenheim vom Typ 
Enercon E-175 EP5 E2 
Frist: 27.08.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0047) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Die wiwi consult GmbH & Co.KG plant in der Verbandsgemeinde Rhein-Selz auf den 

Gemarkungen der Ortsgemeinden Hahnheim und Undenheim 4 Windenergieanlagen 

(WEA) der Firma Enercon. Es werden Anlagen des Typs E-175 EP 5  ES mit einer 

Nabenhöhe von 175 m und einem Rotordurchmesser von 175 m errichtet. Die 

Nennleistung der WEA beträgt 7.000 kW. 

Für die Windenergieanlagen wird eine Neugenehmigung nach § 4 BImSchG und ein Antrag 
auf Vorbescheid gem. § 9 Absatz 1 BImSchG (Planungsrecht) beantragt. 

Die 4 WEA liegen im Bereich der Weißflächen des Teil-Flächennutzungsplan WIND in der 
VG Rhein Selz im Landkreis Mainz- Bingen.  

 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben gem. § 4 BImSchG von 
der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd in Neustadt an der Weinstraße im 
Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Genehmigungsbehörde und Gemeinde 
nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren 
kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Genehmigungsverfahren 
vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 27.08.2025.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Hinweis zu § 22 GemO: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Verfahren zur Erteilung des Einvernehmens die 
Regelungen des § 22 GemO über Ausschließungsgründe zu beachten sind. Ausschuss- und 
Ratsmitglieder, welche persönlich oder im Verwandtschaftsverhältnis bis zum dritten Grade 
z.B. über Grundbesitz betroffen sind, sind daher von der Beratung und Beschlussfassung 
auszuschließen.  

 

Antrag auf Vorbescheid 
Mit dem vorliegenden Antrag auf Vorbescheid nach § 9 Absatz 1 BImSchG soll vorab über 
die Genehmigungsvoraussetzung für das Planungsrecht entschieden werden. Da der 
Antrag auf Vorbescheid gleichzeitig mit dem Antrag auf Neugenehmigung nach § 4 BImSchG 
gestellt wird, liegen alle erforderlichen Unterlagen vor, um die Auswirkungen der geplanten 
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Anlagen ausreichend beurteilen zu können. Das berechtigte Interesse an der Erteilung eines 
Vorbescheides ergibt sich schon konkret daraus, dass eben auch der Antrag auf 
Neugenehmigung mit umfassenden Unterlagen gestellt wird. 

 

Planungsrecht 
Der aktuell gültige Flächennutzungsplan (FNP) der Verbandsgemeinde (VG) Rhein-Selz 
aus dem Jahr 2024 weist im Projektgebiet eine sogenannte Weißfläche aus. In diesen 
Bereichen trifft der FNP keine planerische Festlegung. Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 BauGB sind 
Weißflächen von der Flächennutzungsplanung ausgenommen, sodass sie weder als 
Konzentrationszone noch als Ausschlussfläche für die Windenergienutzung ausgewiesen 
sind. Die Zulässigkeit von Windenergieanlagen auf diesen Flächen richtet sich daher nach 
den allgemeinen Vorschriften des § 35 Abs. 1 Nr. 5 sowie Abs. 3 Satz 1 BauGB. 

Für das Projektgebiet existiert kein Bebauungsplan. 

 
Die Flächenbeitragswerte für Rheinland-Pfalz sollen im Sinne des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes durch entsprechende Ausweisung von 
Vorranggebieten für Windenergie in den jeweiligen Regionalplänen erreicht werden. 

Der regionale Raumordnungsplan (ROP) der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe 
(RHN) befindet sich derzeit in der vierten Teilfortschreibung. Sobald der ROP mit Ausweisung 
von ausreichend Fläche zum Ausbau der Windenergie rechtwirksam und das Erreichen des 
Flächenbeitragswertes offiziell festgestellt wird, tritt gemäß § 249 Absatz 1 und 2 BauGB die 
sogenannte „Entprivilegierung“ für Windenergievorhaben außerhalb ausgewiesener 
Windenergiegebiete in der jeweiligen Planungsregion ein. 

 

Notwendigkeit zum Ausbau der Windenergie 
„(1) In jedem Bundesland ist ein prozentualer Anteil der Landesfläche nach Maßgabe der 
Anlage (Flächenbei- tragswert) für die Windenergie an Land auszuweisen. Dabei sind bis 
zum 31. Dezember 2027 mindestens die Flächenbeitragswerte nach der Anlage Spalte 1 
und bis zum 31. Dezember 2032 mindestens die Flächenbeitragswerte nach der Anlage 
Spalte 2 auszuweisen.“ (§ 3 Absatz 1 Windenergieflächenbedarfsgesetz) 

 
Bei den vom Bund im Windenergieflächenbedarfsgesetz definierten Zielen zur 
Flächenbereitstellung zur Nutzung für die Windenergie handelt es sich ausdrücklich um 
Mindestziele. Daraus folgt, dass grundsätzlich mehr Flächen auszuweisen sind, wo immer 
dies möglich ist. In Rheinland-Pfalz sollen die Flächenbeitragswerte durch Positiv-
Ausweisung als Vorranggebiete in den fünf Regionalplänen er- reicht werden. Dabei ist 
festzustellen, dass nicht in jeder der fünf Regionen dieselben Bedingungen für die 
Flächenausweisung vorherrschen – in einigen Regionen kann aufgrund von harten 
Restriktionen weniger, in anderen Regionen dafür mehr Fläche ausgewiesen werden. Um 
das Landesziel für Rheinland-Pfalz als Ganzes erreichen zu können, werden sich die 
Regionen ggf. untereinander aushelfen müssen. Somit sind die Mindestziele für Regionen, 
die mehr Potential besitzen, tatsächlich nicht mehr als ein Orientierungswert, der möglichst 
deutlich übertroffen werden sollte. 
 
Die Windenergie gehört zu den regenerativen und umweltfreundlichen Energiequellen. 
Angesichts der Klimaveränderung ist der Ausstoß von Treibhausgasen entscheidend zu 
verringern und Windenergie- anlagen liefern hierzu einen wesentlichen Beitrag. Gegenüber 
der Stromerzeugung mit fossilen Energieträgern kann durch die 4 geplanten WEA des Typs 
E175 EP 5 E2 mit einer Nennleistung von jeweils 7.000 kW und einem prognostizierten 
Jahresenergieertrag von jeweils ca. 14,5 Mio. kWh jährlich der Ausstoß von insgesamt fast 
43.000 Tonnen CO2-Äquivalenten vermieden werden (Bundesverband WindEnergie e. V. 
(2022). Klimaschutz durch Windkraft: CO2-Rechner, in: https://www.wind-ener- 
gie.de/themen/mensch-und-umwelt/klimaschutz/ [letzter Aufruf 14.03.2025]). 

https://www.wind-energie.de/themen/mensch-und-umwelt/klimaschutz/
https://www.wind-energie.de/themen/mensch-und-umwelt/klimaschutz/
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Lageplan der Windenergieanlagen 

 

Übersichtskarte WEA-Planung in der Weißfläche  

 

Beschreibung des Projektgebietes 
Das Projektgebiet Hahnheim liegt zwischen den Ortschaften Hahnheim und Undenheim in 
der Verbandsgemeinde Rhein-Selz im Landkreis Mainz-Bingen. Der Standort der geplanten 
WEA liegt im Offenland auf landwirtschaftlich genutzten Flächen. Der Abstand der geplanten 
WEA zu den nächsten Wohngebieten in Hahnheim, Köngernheim und Undenheim beträgt 
über 900. 

 
Die Zuwegung für die Bau- und Anlieferungsphase erfolgt voraussichtlich von Süden von 
der B420. Ab hier erfolgt die Andienung über Wirtschaftswege bis zu den geplanten 
WEA, welche an einigen Stellen temporär verbreitert bzw. ertüchtigt werden. Die 
dauerhafte Erschließung des Windparks während der Betriebsphase erfolgt ebenfalls 
über diese Wege. 
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Der erzeugte Strom wird nach aktuellem Planungsstand voraussichtlich zu einem 
Netzverknüpfungspunkt in Richtung Mommenheim geleitet und dort in das 
Versorgungsnetz des örtlichen Netzbetreibers entsprechend den Regelungen des 
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) eingespeist. 
Die Kabeltrasse ist nicht Gegenstand des BImSchG-Antrags, sondern wird separat beantragt. 
 
Der Zeitpunkt für die Inbetriebnahmen der Windenergieanlagen ist, abhängig vom weiteren 
Projektverlauf, für das Jahr 2028 / 2029 geplant. 
 
Einwirkungsbereich des Vorhabens  & Schutzmaßnahmen 
Die standortspezifischen mit der Umsetzung des Vorhabens verbundenen 
Umweltauswirkungen sowie Emissionen werden auf Grundlage der maßgeblichen Gesetze, 
Verwaltungsvorschriften, sonstigen Vorgaben und technischen Richtlinien von 
sachverständigen Gutachtern ermittelt, beschrieben und bewertet.  
 

Immissionen 
Zum Nachweis der Einhaltung der während des Betriebs zulässigen schallschutztechnischen 
Richtwerte nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) an der 
nächstgelegenen Wohnbebauung wurde ein schalltechnisches Gutachten durch das 
schalltechnische Ingenieurbüro Pies erstellt. Die unterschiedlichen Schall-Modi sind direkt im 
Schallgutachten benannt (primär durch Drehzahlreduzierung). 
 
Zur Ermittlung von Schattenwurf an Gebäuden wurde ebenfalls eine Prognose erstellt. Die 
worst-case-Berechnungen ergeben, dass es durch die beantragten WEA an mehreren 
Immissionsorten zu Schattenwurf kommt, so dass zur Einhaltung der geltenden Regeln ein 
Schattenabschaltmodul in die entsprechenden WEA einzubauen ist. Auf diese Weise kann 
die Einhaltung der Richtwerte sichergestellt und die WEA betrieben werden. 

 

Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft/ Klima 
Die Vorhabenträgerin hat vollständige Avifauna-Kartierungen im Planungsgebiet durch das 
Gutachterbüro Willigalla Ökologische Gutachten im Jahr 2023 durchführen lassen und durch 
das Planungs- und Gutachterbüro Enviro-Plan in Form eines avifaunistischen 
Fachgutachtens und einer speziellen artenschutzrechtliche Prüfung (saP) bewerten lassen. 
Die Gutachten dienen unter anderem als Grundlage für das Maßnahmenkonzept zum Schutz 
der betroffenen Arten im Fachbeitrag Naturschutz (FBN). 
 
Zur Querung des Bachlaufs im Projektgebiet muss die Überfahrungsstelle statisch verstärkt 
werden, um die Überfahrt von Schwerlastfahrzeugen zu ermöglichen. Dafür ist ein 
bautechnischer Eingriff notwendig, der einer wasserrechtlichen Genehmigung nach § 31 
Landeswassergesetz bedarf. Die Wasserrechtliche Genehmigung ist nicht Bestandteil des 
BImSchG-Antrags, sondern wird separat beantragt. Die Eingriffsbilanzierung ist jedoch im 
Fachbeitrag Naturschutz bereits berücksichtigt. 
 
Das Planungsgebiet liegt ca. 720 m vom Natura 2000-Gebiet: Vogelschutzgebiet (VSG) 
„Selztal zwischen Hahnheim und Ingelheim“ (DE-6014-402) entfernt. Die Vorhabensträgerin 
wird freiwillig gemäß 
§ 7 Absatz 3 UVPG eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchführen. Dem Antrag ist die 
Umweltverträglichkeitsstudie sowie der Bericht zur Natura2000-Verträglichkeitsprüfung 
beigefügt. 

 

Maßnahmen 
Unter dem Aspekt eines räumlich-funktionalen Ausgleichs wurde im Fachbeitrag Naturschutz 
ein entsprechendes Ausgleichsmaßnahmenkonzept dargestellt. 
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Landschaftsbild und Erholungswert 
Es wurden Visualisierungen aus unterschiedlichen Perspektiven erstellt. 
Für die geplanten WEA ist eine entsprechende Ersatzzahlung gemäß 
Landeskompensationsverordnung gemäß § 7 Abs. 5 LNatSchG an die Stiftung Natur und 
Umwelt Rheinland-Pfalz abzuführen. 
 
Anlagen: 
- Übersichtsplan 1 : 15.000 
- Übersichtsplan Abstände 
- übersichtsplan Erschließung 
- WEA 01 Lageplan  
- WEA 02 Lageplan  
- WEA 03 Lageplan 
- WEA 04 Lageplan 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss empfiehlt/ der Gemeinderat beschließt die Erteilung des gemeindlichen 
Einvernehmens zur Errichtung von 4 Windenergieanlagen in den Gemarkungen Hahnheim 
und Undenheim vom Typ Enercon E-175 EP5 E2 
 
Beratung: 
 
Marc Curschmann und Werner Held sind befangen und rücken vom Ratstisch ab.  
 
Der Rat tauscht sich intensiv aus.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: 0 x Ja, 14 x Nein, 3 Enthaltung  
 
Das gemeindliche Einvernehmen wird versagt.  
 
Marc Curschmann und Werner Held kehren an ihre Plätze zurück. 
 
 
 
 
10. Sanierung von Betonfundamenten der Urnenstelen auf dem Friedhof Undenheim 

(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0041) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Bei Errichtung der Urnenstelen auf dem Friedhof Undenheim, war nicht bekannt das am 
Standort ein ehemaliges Gräberfeld war. 
Nachdem ein leichter Schiefstand festgestellt wurde sind im Nachgang Bedenken zur 
Standsicherheit aufgekommen. 
Im Auftrag der Gemeinde Undenheim wurde von einem Bodengutachter eine 
Rammsondierung im Bereich der Stelen und den vorgebauten Fundamenten durchgeführt. 
Die Ergebnisse bestätigten den Verdacht, dass unter den Standorten eine Gräberanlage war. 
Dies hat zur Folge das der Boden bis in eine Tiefe von ca. 2,80 Meter eine nicht ausreichende 
lagerungsdichte aufweist. Dieses kann zu uneinheitlichen Setzungen führen und die 
Standsicherheit gefährden. 
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Die Empfehlung des Gutachters war 
 
-die noch nicht belegten Fundamente zurück zubauen und einen Bodenaustausch 
vorzunehmen und auf diesem behandelten Bereich die Fundamente neu zu errichten.  
 
-die belegten Stelen unter Beobachtung zu stellen (Messungen könnten in regelmäßigen 
Abständen vom Bauhof durchgeführt werden) und falls sich unregelmäßige Setzungen 
einstellen mittels Epoxidharz Injektionen unterhalb der Fundamente eine Stabilisierung 
herbeizuführen. 
 
 Diese Methode kann unterlaufendem Friedhofsbetrieb und Belegung der Anlage schonend 
durchgeführt werden. 
 
Kosten: 
 
-bei Rückbau mit Bodenaustausch und neu Fundamentierung incl. aller Nebenarbeiten 
ca. 18.000 Euro brutto. 
 
- für eine Epoxidharz-Injektion, falls sich ungleichmäßige Setzungen einstellen ca. 16.000 Euro 
brutto 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss empfiehlt / Gemeinderat beschließt, die Verwaltung mit dem Rück- und 
Neubau der Betonfundamente der freien Urnenstelen zu beauftragen und die belegten 
Urnenstelen unter Beobachtung stellen zu lassen gemäß der Sachdarstellung. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 060/55300-523120 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 2.800 € zur Verfügung. 

 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus dem Budget 
400 Unterhaltungsaufwendungen  

 Buchungsstelle: 060/55300-523120 
 
Beratung: 
 
Der Rat tauscht sich über fehlende Bauüberwachung seitens der VG aus, die seinerzeit die 
Ausschreibung zur Fundamentlegung im Rahmen der Vorbereitung für die Stelen durchgeführt 
hätte und für die Bauaufsicht verantwortlich gewesen sei. Herr Krebs trägt ergänzend aus 
seiner Recherche vor: Am 21.07.2022 sei das Planungsbüro Ludwig beauftragt worden 
(Urnenstelen inkl. Fundament). Grundlagenermittlung wie Gräberpläne/ggf. Google Earth 
seien durch die VG nicht berücksichtigt worden. Die Neigung der Stelen wird seit  12.04.2024 
beobachtet. 
 
Beschluss: 
 
Frau Weismantel-Nagel stellt den Antrag, den Punkt von der Tagesordnung zu nehmen. 
Der Rat folgt dem Antrag und stimmt hierüber ab.  
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja, einstimmig.  
 
Der TOP wird abgesetzt. 
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11. Pflasterung eines Fußweges auf dem Friedhof; Undenheim 

(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0057) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Auf Wunsch der Ortsgemeinde soll der Fußweg (siehe Foto) im Zugangsbereich der 
Storchengasse auf dem Friedhof ausgebessert werden. Derzeit ist der Fußweg mit einer 
wassergebundenen Decke versehen. Um eine bessere Begehbarkeit und optische Aufwertung 
zu erreichen, soll der Weg durch eine Pflasterung mit Rechteckpflaster – analog zum Bereich 
der Urnenstelen (siehe Foto) – erneuert werden. Die Breite des Fußwegs beträgt ca. 1,2 Meter, 
die Länge ca. 45 Meter. 
 
Für die Ausführung der Arbeiten wurden insgesamt drei Baufirmen angefragt. Bis zum 
Angebotsabgabetermin sind zwei Angebote eingegangen. Das wirtschaftlichste Angebot 
wurde von der Firma Hebau abgegeben und beläuft sich auf 9.485,49 € brutto. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Pflasterungsarbeiten am Fußweg auf dem Friedhof an die 
Firma Hebau zum Angebotspreis von 9.485,49 € brutto zu vergeben. 
 
Der Ortsbürgermeister wird ermächtigt, den Auftrag entsprechend zu erteilen. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 060/55300-523120 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 2.711,69 € zur Verfügung. 

 
 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von: 6.773,80 € wird erteilt. 

 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: 15 x ja, 1 x Nein, 4 Enthaltungen 
 
 
 
 
12. Friedhof der Ortsgemeinde Undenheim 

2. Änderung der Friedhofssatzung 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0045-1) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Ausschuss für Bauen, Liegenschaften, Verkehr und Friedhofswesen hat in seiner Sitzung 
am 03.07.2025 sich dafür ausgesprochen, 
 
dass jetzt die Möglichkeit bestehen soll, in den Erd-Urnenwahlgrabstätten Bestattungen von 
„bis zu vier Urnen“ zuzulassen. Die Größe einer Urnenwahlgrabstätte beträgt 1,00 m x 1,00 
m. Demnach wäre ausreichend Platz für vier Urnenbestattungen. (Änderung in § 15) 
 
dass jetzt die Möglichkeit bestehen soll, Blumen und Grableuchten auf den vorgesehenen 
Ablagepodesten zwischen den Stelen abzulegen/abzustellen. (Änderung in § 19 II. Abs. 8) 
 
Seitens der VG-Verwaltung wurde eine redaktionelle Änderung in § 19 II. Abt. 4 vorgenommen, 
um zu verdeutlichen, welcher Name gem. Personenstandsgesetz rechtmäßig ist. 
 
Aufgrund der vorgenannten Änderungen ist deshalb eine Änderung der Friedhofssatzung 
notwendig. 
 
Der Anlage ist die bisherige Fassung mit Hervorhebung der Änderungen in „fetter und 
kursiver Schriftart“ beigefügt als auch die Fassung für die Veröffentlichung. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die 2. Änderung der Friedhofssatzung Undenheim.  
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Beratung:  
 
Randbemerkung aus dem Rat: Rheinland-Pfalz setzt mit der bevorstehenden Reform des 
Bestattungsrechts ein Zeichen für zukünftige flexiblere Bestattungsalternativen.  
 
Herr Krebs beantragt, die Abstimmung getrennt vorzunehmen und zunächst über Absatz 2 
(Änderung in § 15) abzustimmen. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat stimmt über den Antrag von Herrn Krebs ab.  
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja, 0 x Nein, 0 x Enthaltung – einstimmig.  
 
 
Der Rat stimmt über den 2. Absatz der Sachdarstellung der Verwaltung ab, bis zu 4 
Urnenbestattungen zuzulassen.  
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja, 0 x Nein, 0 x Enthaltung – einstimmig  
 
 
Es folgt ein Antrag von Herrn Dietz, die weiteren Punkte wie Änderung in § 19 II, Abs. 8 sowie 
§ 19 II Abs. 4 in den Bauausschuss zu verweisen. 
 
Es wird über den Antrag von Herrn Dietz abgestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 17 x Ja, 0 x Nein, 2 x Enthaltung 
 
Verweis in den Bauausschuss bzgl. Änderung der Friedhofssatzung in § 19 II, Abs. 8 sowie § 
19 II Abs. 4.  
 
 
 
 
13. KiTa Arche Noah, Vergabe Personalcontainer 

(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0056) 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Nachdem in der KiTa die WC-Anlage für das Personal saniert und ein Schlafraum erfolgreich 
neu geschaffen wurde, wird zukünftig ein neuer Personalraum das Gebäude erweitern. 
Die Ausschreibung des Personalcontainers erfolgte am 28.06.2025, die Submission am 
24.07.2025. 
Der Zuschlag für die Firma BplusL Infra Log GmbH wurde am 06.08.2025 erteilt.  
In Kürze wird ein erstes Gespräch zur Feinabstimmung mit den Beteiligten vereinbart. 
 
Die Schätzkosten des Büros mamuth Architekten wurden mit 134.500,00 € angegeben. 
 
Im Folgenden werden anonymisiert die Ergebnisse aller Bieter vorgestellt: 
 
 

1.  134.284,12 €   BplusL Infra Log GmbH, Limbach-Oberfrohna 
2.  134.470,00 € 
3.  175.630,93 € 
4.  180.546,80 € 
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5.  193.851,00 € 
6.  230.059,99 € 
7.  273.602,11 € 

 
 
Die Maßnahme wird zum Ende des Jahres 2025 abgeschlossen sein und wird gesamt incl. 
Umbau /Sanierung im Bestand (WC-Anlage und Schlafraum) mit 153.153,00 € Euro vom 
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung aus dem Sonderförderprogramm „KiTa-Bau 
2024“ gefördert. 
 
Beschluss: 
 
Unterrichtung im Gemeinderat ist erfolgt. 
 
 
 
 
14. Gemeinde Undenheim; Bebauungsplanverfahren "1. Abschnitt - Alter Ortskern, 10. 

Änderung" einschließlich Bebauungsplan "Sportanlage, 1. Änderung"; Hier: 
Aufhebungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0006) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 09.11.2023 den Aufstellungsbeschluss zum 
Bebauungsplan „1. Abschnitt - Alter Ortskern, 10. Änderung“ einschließlich Bebauungsplan 
„Sportanlage, 1. Änderung“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen.  
 
Die Zahlen für die Anmeldung an Kita-Einrichtungen in Undenheim sind rückläufig. Der 
Bebauungsplan „1. Abschnitt - Alter Ortskern, 10. Änderung“ wurde u. a. zum Zweck des 
Neubaus einer Kita-Einrichtung aufgestellt. Aufgrund der sinkenden Kinderzahlen in 
Undenheim ist ein Neubau einer KiTa nicht mehr notwendig. Daher soll die Gesamtplanung 
zur Errichtung einer KiTa-Einrichtung und den Neubau eines Bauhofes aufgehoben werden. 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, zu ändern oder 
aufzuheben, sobald und soweit für die die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist. Der Gemeinderat beschließt aus den vorbezeichneten Gründen die Aufhebung 
des „1. Abschnitt - Alter Ortskern, 10. Änderung“ einschließlich Bebauungsplan „Sportanlage, 
1. Änderung“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB.  
 
 
Anlage: Räumlicher Geltungsbereich   
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Aufhebung des in öffentlicher Sitzung am 09.11.2023 
gefassten Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan „1. Abschnitt - Alter Ortskern, 10. 
Änderung“ einschließlich Bebauungsplan „Sportanlage, 1. Änderung“ gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB. Der Aufhebungsbeschluss umfasst die Grundstücke mit der amtlichen 
Lageplanbezeichnung Flur 11, Nr. 79/1, 80 jeweils teilweise. 
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Beratung: 
 
Herr Becker stellt den Antrag, den Neubau Bauhof am alten Sportplatz nicht weiterzuverfolgen 
(aufzuheben) und stattdessen jetzt den Bauhof im Gewerbegebiet Süd zu planen. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat stimmt über den Antrag von Herrn Becker ab.  
 
Abstimmungsergebnis zum Antrag: 9 x Ja, 4 x Nein, 3 x Enthaltung - mehrheitlich 
 
 
Die BV wird ohne Bauhof in den Bauausschuss zur weiteren Beratung überwiesen. 
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja – einstimmig. 
 
Weitergabe an den Bauausschuss. 
 
 
Pause 21:00 Uhr bis 21:10 Uhr  
 
 
 
 
15. DGH Undenheim 

hier: Umrüstung der vorhandenen Beleuchtung auf LED im Rahmen der KIPKI-
Förderung 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0059) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der KIPKI-Förderung wurden der Ortsgemeinde Undenheim insgesamt 87.309,- € 
zugeteilt. 
Mit dem Geld soll die Flutlichtanlage auf dem Sportplatz und die Hallenbeleuchtung in der 
Goldbachhalle auf LED umgestellt werden. 
Für die Flutlichtanlage liegt eine Kostenschätzung über ca. 50.000,- € vor, der Differenzbetrag 
kann in LED – Umstellung der Hallenbeleuchtung Goldbachhalle investiert werden. 
 
In Vorgesprächen mit einem Elektroplaner hat sich gezeigt, das die größte Ersparnis im 
Stromverbrauch durch den Austausch der 18 großen Pendelleuchten in der Halle zu erzielen 
ist. Bei den übrigen Leuchten in der Halle bzw. den Nebenräumen ist es ausreichend, die 
vorhandenen Leuchtmittel durch LED – Leuchtmittel zu ersetzen. Dies kann durch die 
Mitarbeiter des Bauhofs geschehen. Die Kosten für den Austausch betragen ca. 3.000,- €  
 
Der Verwaltung liegen Angebote von 2 verschiedenen Anbietern vor. Ein dritter Anbieter hat 
aus Kapazitätsgründen kein Angebot abgegeben.  
Angefragt wurden nach Vorschlag des Elektroplaners 3 verschiedene Leuchten in 
unterschiedlichen Preissegmenten. Es handelt sich hier um 2 Leuchten der Fa. RZB sowie 1 
Leuchte der Fa. Brumberg. 
Ein Anbieter hat zusätzlich noch eine Alternative der Fa. DOTLUX angeboten. 
 
Ein Preisspiegel liegt dieser Vorlage bei, alle angebotenen Leuchten entsprechen sowohl 
technisch als auch in der Beleuchtungsstärke den Anforderungen für Hallenbeleuchtung. 
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Der Gemeinderat möge sich daher für eine der 4 Varianten entscheiden und gleichzeitig die 
Verwaltung beauftragen, den Auftrag an den wirtschaftlich günstigsten Bieter zu vergeben. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt nach eingehender Beratung die Umrüstung der LED-Beleuchtung 
in der Goldbachhalle mit einer der folgenden Varianten durchzuführen: 
 

- Variante 1: Leuchte Brumberg 13612174 
Gesamtpreis: 22.680,00 € 

 

- Variante 2: Leuchte RZB 921719.009.76, Industrial Hall, alternativ mit Entblendung 
Gesamtpreis: 3.978,00 €, alternativ mit Entblendung: 5.139,18 € 

 

- Variante 3: Leuchte RZB 312556.003.1.76, Triona ring 
Gesamtpreis: 23.580,00 € 

 

- Variante 4: Leuchte DOTLUX LED- Hallenleuchte 3000-40 Cappuccino inkl. Baldachin 
Gesamtpreis: 4.751,82 € 

 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Auftrag an den wirtschaftlich günstigsten Bieter der 
ausgewählten Variante zu vergeben. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 060/57320-523130 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 46.496,88 € zur Verfügung, davon 

wurden 10.000 € zur allg. Unterhaltung der Goldbach-Halle Undenheim eingeplant. . 
 
Beratung: 
 
Herr Heyn, FB 3 Bauen und Umwelt der VG, erläutert die 4 Varianten aus dem 
Beschlussvorschlag. 
 
Es besteht die Möglichkeit, die KIPKI-Förderung auf bereits genehmigte Produkte zu 
erweitern. Empfehlung: Umsetzung gemäß Variante 4 sowie perspektivische Ausstattung der 
Kitas Goldbachforscher und Arche Noah mit Solarmodulen. Die Beschlussvorlage beschränkt 
sich aktuell auf die großen Leuchten. Vorteil der 4. Variante: Flexible Umstellung nach Bedarf 
möglich. Die Lebensdauer der Leuchten beträgt ca. 50.000 Stunden. Die Lumen-Angabe 
wurde bei der Planung berücksichtigt. 
 
Beschluss: 
 
Der Rat tauscht sich aus und folgt der Variante 4 aus dem Beschlussvorschlag:  
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja – einstimmig  
 
 
Der Rat stimmt darüber ab, die Restsumme aus der Förderung in Photovoltaik-Anlagen beider 
Kitas einzubringen/umzuwidmen.  
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja – einstimmig  
 
Die Verwaltung wird mit der Umsetzung beauftragt. 
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16. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 6, Flurstück 88/4, 88/7 
Fristende: 24.09.2025 
Neubau eines Reihenhauses (RH1) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0052) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 24.09.2025 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Neubau eines Reihenhauses. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
 
Beratung: 
 
Die Beschlüsse zum Bauvorhaben wurden bereits am 14.12.2023 gefasst. Die 
Baugenehmigung wurde bereits 2024 durch die Kreisverwaltung erteilt.  
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Beschluss: 
 
Der Rat tauscht sich aus und folgt dem Beschlussvorschlag:  
 
Abstimmungsergebnis: 17 x Ja, 2 Nein, 0 Enthaltung 
 
Einvernehmen wird erteilt. 
 
 
 
 
17. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 6, Flurstück 88/5, 88/8 
Fristende: 24.09.2025 
Neubau eines Reihenhauses (RH2) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0053) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 24.09.2025 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Neubau eines Reihenhauses. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
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Beratung: 
 
Die Beschlüsse zum Bauvorhaben wurden bereits am 14.12.2023 gefasst. Die 
Baugenehmigung wurde bereits 2024 durch die Kreisverwaltung erteilt.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat tauscht sich aus und folgt dem Beschlussvorschlag: 
 
Abstimmungsergebnis: 17 x Ja, 2 Nein, 0 Enthaltung 
 
Einvernehmen wird erteilt. 
 
 
 
 
18. Undenheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Staatsrat-Schwamb-Str.; Flur 6, Flurstück 88/6 
Fristende: 24.09.2025 
Neubau eines Reihenhauses (RH3) 
(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0054) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 24.09.2025 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Neubau eines Reihenhauses. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
 
Beratung: 
 
Die Beschlüsse zum Bauvorhaben wurden bereits am 14.12.2023 gefasst. Die 
Baugenehmigung wurde bereits 2024 durch die Kreisverwaltung erteilt.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat tauscht sich aus und folgt dem Beschlussvorschlag:  
 
Abstimmungsergebnis: 17 x Ja, 2 Nein, 0 Enthaltung  
 
Einvernehmen wird erteilt. 
 
 
 
 
19. Baumpflegearbeiten zur Herstellung der Verkehrssicherheit 

(Vorlagen-Nummer: 060/2025/0043-1) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
2025 wurden in Undenheim  772 Bäume kontrolliert. An 215 Hochstämmen sind Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der Verkehrssicherheit erforderlich. An 189 Bäumen sind Maßnahmen 
durch eine geeignete Baumpflegefirma auszuführen. Manches Mal sind mehrere Maßnahmen 
an einem Baum oder auch Fällungen notwendig. An 32 Hochstämmen kann die Gemeinde in 
Eigenleistung tätig werden, teils zusätzlich an Hochstämmen an denen auch Fachfirmen 
Arbeiten durchführen müssen. An einer Birke muss wegen Wurzelkappung ein Zugversuch 
durchgeführt werden, um Aussagen zur Standsicherheit/Verkehrssicherheit mit 
Maßnahmenempfehlung zu erhalten.   
Das Leistungsverzeichnis der 189 Maßnahmen ist als Anlage der Beschlussvorlage beigefügt. 
Die Kostenschätzung für die anstehenden Baumpflegemaßnahmen durch Fachfirmen 
belaufen sich auf ca. 17.500 € netto. Die Kosten für einen Zugversuch können mit ca. 800 € 
veranschlagt werden. Für das HH-Jahr 25 sind, Stand 30. Juni 2025, im Budget für 
Baumpflege und -kontrolle über 80.000 €. (Im Budget sind auch die Kosten für die Pflege der 
Nachpflanzungen durch Firmen und die Baumscheibenverbesserungen im Hermelstein Weg 
und Friesenheimer Weg enthalten).  
 
Die Baumkontrollen und sich daraus ergebenden Maßnahmen dienen der Wahrung der  
Verkehrssicherheit und müssen aus versicherungsrechtlichen Gründen ausgeführt werden. 
Mittel für 
Baumpflege sind meist ausreichend vorhanden. Da die Verkehrssicherheit in jedem Falle 
seitens der Gemeinde gewährleitstet sein muss, soll die Verwaltung nach Vorliegen der 
Ergebnisse der Baumkontrolle wiederkehrend ermächtigt werden Angebote für die 
Durchführung der Maßnahmen einzuholen und gemäß den Vergaberichtlinien an den 
wirtschaftlichsten Bieter Aufträge zu erteilen. Rein Vorsorglich wird der außer-
/überplanmäßigen Ausgabe für nicht Vorherzusehendes, aber Notwendiges zur Herstellung 
der Verkehrssicherheit, zugestimmt.  
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Um zeitliche Verzögerungen zu vermeiden wurden zwischenzeitlich für die anstehenden 
Baumpflegeschnitte Angebote zur Herstellung der Verkehrssicherheit nach den Ergebnissen 
der Baumkontrolle eingeholt.  Acht Firmen wurden um ein Angebot gebeten. Drei Firmen 
haben kein Angebot abgegeben. Insgesamt wurden fünf Angebote fristgerecht eingereicht.  
 

Firma Geprüfte Nettokosten in € Geprüfte Bruttokosten in € 

Fa. Tesic, Eppstein 13.980 16.636,20 

Anbieter B 18.650 22.193,50 

Anbieter C  21.750 25.882,50 

Anbieter D 25.190 29.976,10 

Anbieter E 27.835 33.123,65 

 
 
Die Fa. Tesic, Eppstein, ist mit einem Bruttopreis von 16.636,20 € die am günstigsten bietende 
Firma. Sie besitzt die fachlichen Voraussetzungen für die Durchführung der Arbeiten, die 
Angemessenheit der Einheitspreise ist gegeben.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt grundsätzlich die Wiederherstellung der Verkehrssicherheit an 
den Hochstämmen nach den Ergebnissen der Baumkontrolle. Die Verwaltung wird 
wiederkehrend ermächtig nach Vorliegen der Ergebnisse der Baumkontrolle Angebote für die 
Durchführung der Maßnahmen einzuholen und gemäß den Vergaberichtlinien an den 
wirtschaftlichsten Bieter Aufträge zu erteilen. Rein vorsorglich wird der außen-
/überplanmäßigen Ausgabe für nicht Vorherzusehendes, aber Notwendiges zur Herstellung 
der Verkehrssicherheit, zugestimmt.  
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: Budget Baumpflege  

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von über 80.000  € zur Verfügung. 

 
Beschluss: 
 
Der Rat folgt dem Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 19 x Ja - einstimmig 
 
 
 
 
20. Kerb 2025  

 
Beratung: 
 
Herr Kup informiert über die bevorstehende Undenheimer Kerb vom 29.08. bis 02.09.2025 und 
verteilt hierzu Flyer. Näheres zum Programm gibt es unter https://undenheim.orts.app  
 
 
 
 
  

https://undenheim.orts.app/
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21. Anträge der Fraktionen  
 
 
21.1. Antrag der BfU - Sanierung der Grillhütte im Schulwald sowie der Feuerstelle und 

des umliegenden Geländes  
 
Beratung: 
 
Herr Krebs stellt den Antrag vor. Der Vorsitzende erläutert, dass es sich hierbei um 
Unterhaltung handelt und dass diese von der Verwaltung wie viele andere 
Unterhaltungsmaßnahmen in Undenheim durchgeführt werden.  
 
Beschluss: 
 
Herr Dietz beantragt, den Antrag in den Bauausschuss zu verweisen.  
 
Abstimmungsergebnis: 12 x Ja, 0x Nein, 7 x Enthaltung 
 
Der Antrag wird im Bauausschuss weiterbearbeitet. 
 
 
 
 
21.2. Antrag der UFL - Einrichtung und Förderung öffentlich zugänglicher E-

Ladestationen  
 
Beratung: 
 
Herr Becker stellt den Antrag vor.  
 
Beschluss: 
 
Frau Weismantel-Nagel stellt den Antrag zum Verweis in den Bauausschuss.  
 
Abstimmungsergebnis: 18 x Ja, 0 x nein, 1 x Enthaltung  
 
 
Herr Kröhler stellt den Antrag, das Thema in den Umweltausschuss zu verweisen.  
 
Abstimmungsergebnis: 17 x ja, 0 x nein, 2 x Enthaltung  
 
Das Thema „Einrichtung und Förderung öffentlich zugänglicher E-Ladestationen“ wird im 
Bauausschuss und Umweltausschuss weiterbehandelt. 
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21.3. Antrag der UFL - Noch mehr Trinkwasserbrunnen für Rheinland-Pfalz   
 
Beratung und Beschluss: 
 
Frau Weismantel-Nagel stellt den Antrag, in den Umweltausschuss zu verweisen.  
 
Abstimmungsergebnis: 18 x Ja, 0 x Nein, 1 x Enthaltung  
 
 
Herr Krebs stellt Antrag, in den Bauausschuss zu verweisen.  
 
Abstimmungsergebnis: 16 x Ja, 0 x Nein, 3 x Enthaltung  
 
Der Antrag wird sowohl im Bauausschuss als auch im Umweltausschuss weiterbearbeitet. 
 
 
 
 
22. Mitteilungen  

 
Der Vorsitzende erklärt seinen ausdrücklichen Dank an Gunther Manz für die Entfernung von 
Baumscheibenbegrenzungspflaster am Will Platz abtransportiert vom Bauhof. 
 
Einwohnerversammlung: Die nächste Einwohnerversammlung findet am 16.10.2025 um 19:00 
Uhr in der Goldbachhalle statt. 
 
Rückmeldungen von der Kreisbauverwaltung liegen zu den Nutzungsänderungsanträgen für 
die Umkleide / Jugendtreff und Eisdiele/Café noch nicht vor. 
 
Flutlichtanlage Sportplatz: Die neue Flutlichtanlage für den Sportplatz kostet 26.600 EUR. Die 
Lieferung der Leuchten wird Ende September erwartet; mit der Installation kann 
voraussichtlich Anfang Oktober begonnen werden. Der Tennisclub hat Interesse an den alten 
Lampen bekundet. 
 
Seniorenweihnachtsfeier: Die Seniorenweihnachtsfeier findet am 06.12.2025 in der 
Goldbachhalle statt. Helfer werden gesucht.  
 
 
 
 
23. Anfragen  

 
Beregnungsanlage Sportplatz: Die Beregnungsanlage am Sportplatz läuft derzeit montags um 
22:00 Uhr. Es wird angeregt, eine Fachfirma einzuschalten, insbesondere für das Auswintern 
der Anlage, das entsprechend beaufsichtigt werden sollte. Geplant ist, die Beregnungsanlage 
ab Mitte März 2026 wieder in Betrieb zu nehmen. Derzeit startet die Beregnung täglich um 
18:15 Uhr. Es wird empfohlen, die Zeitschaltfunktion ggf. auszuschalten und die automatische 
Beregnung temporär zu deaktivieren, um ungewollte Laufzeiten zu vermeiden. Frank Noll wird 
sich um die Angelegenheit kümmern. 
 
 
 
 
 
 



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Undenheim vom 21.08.2025 

Seite 34 

 

 

Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung: Der Vorsitzende gibt 
bekannt, dass im nichtöffentlichen Teil ein TOP vertagt wurde und 2 Vertragsentscheidungen 
gefallen sind. 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Hans-Thomas Zimmerer Karin Bachmann 
Ortsbürgermeister  

 
 
 


